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Vorwort 

Bei der vorliegenden Untersuchung handelt es sich um eine eingehende 
Überarbeitung meiner Dissertation gleichen Themas, mi t der ich 1968 an 
der Ludwig-Maximilians-Universität in München promovierte. Bei der 
Neufassung wurde die bis September 1970 erschienene Literatur berück-
sichtigt. 

Meinem verehrten Lehrer, Herrn Prof.  Dr. Walter Schick, möchte ich 
auch an dieser Stelle für die vielfache Förderung, die ich durch ihn 
erfahren  habe, aufrichtig danken. Dank gebührt auch Herrn Ministerial-
rat a.D. Dr. Johannes Broermann für die freundliche Aufnahme der 
Untersuchung in die Reihe „Schriften zum öffentlichen  Recht". 

Nürnberg, im September 1970 
Klaus Otto 
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Α. Einführung 

Wer im bürgerlichen Recht auf dem Gebiet der Nachfolge in Forde-
rungen und Verbindlichkeiten eine Frage klären muß, kann auf zahl-
reiche gesetzliche Bestimmungen und auf eine Fülle ausführlicher 
Kommentierungen und Spezialschriften zurückgreifen.  Al le in das Bür-
gerliche Gesetzbuch enthält in seinem Allgemeinen Teil des Schuld-
rechts zwei Abschnitte über die Übertragung von Forderungen und über 
die Schuldübernahme, welche diese beiden Teilbereiche des Rechtsinsti-
tuts der Nachfolge verhältnismäßig ausführlich regeln1. 

Wer dagegen im öffentlichen  Recht ein Problem der Nachfolge unter-
suchen muß, ist weitgehend auf sein Rechtsgefühl angewiesen. Es 
besteht weder eine gesetzliche Regelung, die die Nachfolge in öffentlich-
rechtliche Positionen i n ihren Grundzügen festlegt, noch ist das Rechts-
institut in der öffentlich-rechtlichen  Literatur bisher eingehend behan-
delt worden. 

Daß eine ausführliche gesetzliche Regelung noch nicht vorliegt, ist 
nicht weiter verwunderlich, denn infolge der späten Entwicklung der 
Eigenständigkeit des Verwaltungsrechts ist es überhaupt noch nicht zu 
einer Kodifikation des allgemeinen Verwaltungsrechts gekommen2. Daß 
aber dem Rechtsinstitut bisher auch keine ausführliche Darstellung in 
der Literatur gewidmet wurde, ist eine bedauerliche Lücke in den sonst 
ausführlichen wissenschaftlichen Erörterungen der Grundprobleme des 
Verwaltungsrechts8. Dies mag zwar daran liegen, daß Fragen der Nach-
folge i n der Praxis in weit geringerem Umfang aufgeworfen  werden 
als vergleichsweise im Zivilrecht. Diese Tatsache spricht jedoch nicht 
für die Bedeutungslosigkeit des Problemkreises; sie ist nur ein Zeichen 

ι §§398 ff.  BGB und §§414 ff.  BGB. 
2 Ansätze i n dieser Richtung sind der vom Bundesinnenministerium 1963 

veröffentlichte  Musterentwurf  eines Verwaltungsverfahrensgesetzes  (EVw 
VerfG 1963) und seit dem 1.1.1968 auch das Allgemeine Verwaltungsgesetz 
von Schleswig-Holstein. Al lerdings w i r d i n keinem der beiden Gesetze die 
Nachfolge behandelt. 

s Bettermann  läßt sich i n einer Urteilsbesprechung i n D V B L 1961, 921 zu 
der Feststellung hinreißen: „ . . . w ie denn überhaupt das Problem der Nach-
folge in publizistische Pflichten, Rechte und Rechtsverhältnisse sehr ver-
nachlässigt ist." Rimann:  Zur Rechtsnachfolge i m öffentlichen  Recht, D V B L 
1-962, 553 schließt sich dieser Feststellung an; ebenso Ossenbühl:  Die Rechts-
nachfolge des Erben in die Polizei- und Ordnungspflicht,  in : NJW 1968,1992. 
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dafür,  daß sich die Praxis mi t der weitverbreiteten Vorstellung abge-
funden hat, öffentlich-rechtliche  Positionen seien nicht übertragbar, 
ohne daß jedoch die Richtigkeit dieser Anschauung schon nachgewiesen 
wurde. 

Bedenkt man, daß jeder, dem der Staat eine Pflicht auferlegt,  bestrebt 
ist, diese zu umgehen, auf andere abzuwälzen oder von anderen erfüllen 
zu lassen und daß derjenige, der ein subjektives öffentliches  Recht ein-
geräumt erhält, dieses möglichst günstig verwerten und daher darüber 
frei  verfügen möchte, so kann nicht geleugnet werden, daß ein echtes 
Bedürfnis besteht, die Möglichkeiten der Nachfolge in öffentlich-recht-
liche Positionen genau und systematisch zu prüfen. 

Befaßt man sich näher mi t dem Themenkreis, so taucht eine Vielzahl 
klärungsbedürftiger  Fragen auf: I n welchen Formen können öffentlich-
rechtliche Positionen übertragen werden? Welche Merkmale sind maß-
geblich dafür,  ob die Nachfolge in eine einzelne Position überhaupt 
zulässig ist? Gelten sachbezogene hoheitliche Anordnungen automatisch 
für den Erwerber der Sache? Welche Funktion hat der sogenannte 
dingliche Verwaltungsakt? Ist es für die Nachfolge von Bedeutung, 
wenn in einem Verwaltungsakt der Betroffene  namentlich genannt ist? 
Gi l t die Unanfechtbarkeit  einer sachbezogenen Anordnung auch für den 
Sachnachfolger? Findet auch im öffentlichen  Recht eine Gesamtnach-
folge statt? Spielt dabei die vermögensrechtliche Eigenschaft der Posi-
tionen eine Rolle? 

Es w i rd versucht, eine zusammenfassende, systematische Darstellung 
der Nachfolge in öffentlich-rechtliche  Positionen des Bürgers zu geben, 
mi t der sich letztlich alle Probleme der Nachfolge erkennen und system-
gerecht lösen lassen. 

Der Untersuchung w i rd eine Klarstellung der verwendeten Begriffe 
vorangestellt (B). Im Anschluß werden die möglichen Arten der Nach-
folge geprüft  (C). Antwort auf die Frage, i n welchen Fällen die Nach-
folge überhaupt zulässig ist, gibt der Abschnitt D, i n dem die Nachfolge-
fähigkeit als das entscheidende Merkmal herausgestellt w i rd und unter-
sucht wird, bei welchen Typen öffentlich-rechtlicher  Positionen sie 
gegeben ist. Sind die maßgebenden Kriterien ermittelt, so kann daran 
gegangen werden, die verschiedenen Arten der Nachfolge in Beziehung 
zu setzen zu den verschiedenen Arten der Entstehung  öffentlich-recht-
licher Positionen (E). Dabei kann insbesondere die Frage behandelt 
werden, wie der Mangel der Nachfolgefähigkeit  einer Position über-
spielt werden kann. Ein eigenes Kapitel ist in diesem Abschnitt außer-
dem den Fragenkreisen „Nachfolge kraft  Sachbezogenheit" und „Ge-
samtnachfolge" gewidmet. I m Abschnitt F werden die Folgerungen 
gezogen, die sich für den Gesetzgeber, die Verwaltung und den Bürger 
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aus der dargestellten Rechtslage ergeben. Es wi rd gezeigt, wie sie sich 
jeweils verhalten müssen, wollen sie bestimmte Ziele erreichen. A m 
Ende der Arbeit w i rd außerdem noch die Nachfolge in Verfahrenslagen 
eingehend untersucht (G), wobei insbesondere die gesetzlichen Regelun-
gen auch auf ihre verfassungsrechtliche  Haltbarkeit h in geprüft  werden. 


